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Abonnements⸗Einladung. 


Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
exeigniſſen, aus den jetzigen 
fo intereſſanten Kammerbe⸗ 
richten, aus den lokalen und pro⸗ 
vinziellen Begebniſſendarbieten, 
die Schnelligkeit unſerer Nachrichten iſt fo 
bekannt, daß wir es uns verſagen können, 
zur Empfehlung unſerer Zeitung irgend 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ 
bin für ein ſpannendes und in⸗ 


tereſſantes Feuilleton ſorgen 


Der Preis der zweimal täglich er⸗ 
ſcheinenden Stettiner Zeitung beträgt 
außerhalb auf allen Poſtanſtalten vierteljähr⸗ 
lich nur zwei Mark, in Stettin in der 
Expedition monatlich 30 Pfeu⸗ 
nige, mit Bringerlohn 70 Pfg. 


Die Redaktion. 


Landtags⸗Verhand lungen. 

AAlgeordnetenhaus. 
84. Sitzung vom 25. Junt. 
0 Beäflbent 
„1 Mr 


eius, Hofmann und mehrere Kommiſſarien. 
Tagesordnung: 
J. Verleſung der Interpellation des Abg. 


Birch ow betr. die Einverleibung Altonas und 


der unteren Elbe in das Zollgebiet. 


Abg. Dr. Virchow begründet die Interpel⸗ 
indem er zunächſt darauf verweiſt, daß der 
Reichstag dieſe Frage ungelöſt gelaſſen habe. Er 
wolle nicht in die Kompetenz des Reiches eingrel⸗ 


lation, 


fen; er wolle nur wiſſen, wie die preußiſche Re 


gierung ſich zu dieſer Frag ſtellt und wie weit 


dieſe Stellung mit den Intereſſen des Landes ſich 
verträgt. In dieſer Beziehung gehe er nicht weiter 
als die preußiſche Regierung und der Reichskanzler 
ſelbſt, denn auch dieſer Habe fein Verhalten mit ſei⸗ 
ner Stellung als preußiſcher Miniſterpräſident mo- 
tivirt. Man werde doch fragen konnen, wie denn 
dieſe Anträge der Landesvertretung und dem Lande 
ſelbſt gegenüber zu mottvtren ſeien. Bis jetzt jet 
der Verſuch noch nicht gemacht worden, dem Lande 
gegenüber darzulegen, in welcher Weißt Preußens 
Intereſſen getroffen werden, und warum ein ſo 
dringender Grund vorlag, in dieſer Angelegenheit 
in der bekannten Weiſe vorzugehen. Nebenbei werde 
es ſich ja auch um erhebliche finanzielle Opfer han · 
deln und gerade was dieſe finanzielle Seite anbe⸗ 
lange, jet es doch wünſchenswerth, die Meinung der 
Regierung zu erfahren, inwieweit eine unmittelbare 
Steigerung der Ausgaben erforderlich ſein werde 
durch die in Ausſicht genommene Verlegung der 
grenze an der unteren Elbe. Dem größten 
ichen Handelsplatze gegenüber könnten doch nur 
vraltiſche Intereſſen geltend gemacht werden, wenn 
nan mit ſolcher Maßregel vorgeht. Anders laſſe 
ſich nenigſtens ein ſolches Vorgehen gegen eine be⸗ 
freunden deutſche Regierung nicht erklären. Das 
ſel auch keineswegs eine Reichsfrage und der Ver⸗ 
pflichtung werde ſich dle Regierung nicht entziehen 
können, von ihrem partikularen Standpunkt aus 
Auskunft darüber zu geben, ihre Stellung in einer 
ſo wichtigen Frage klarzulegen. Die Stellung der 
preußiſchen Regierung gegen den ſchwächeren Bun⸗ 
desſtaat Hamburg ſei windeſtens eine ſehr befremd⸗ 
liche geweſen. Es ſei bisher keinerlei Aufklärung 
darüber gegeben, warum die preußiſche Regierung 
plötzlich zu einem fo exorbitanten Antrage gekommen 
und auch, nachdem St. Pauli als Zollgrenze auf- 
, mit einer ſolchen Haſtigkeit vorgegangen ift. 
edner beſpricht die Verhältniſſe des Bundes raths, 
Zuf welchen man einen ſolchen Druck aus geübt habe, 
daß er ſchließlich einen Beſchluß gefaßt habe, von 


dem er wiſſen mußte, daß er mit der Auffaſſung 


» Möller eröffnet die Cipung 
Am Miniſtertiſche: Bitter, Maybad, Dr. Lu⸗ 


der Majorität dieſes Haufes in Widerſpruch ſteht. 


nahe, daß ein ähnliches Aufblühen bei Altona 


Er mußte „Ja“ jagen, wenn er nicht den Zorn unter jo viel günſtigeren Bedingungen ſtattfinden 
des mächtigſten Mannes im Reiche in der höͤchſten werde. Die zweite Frage iſt ebenſo einfach zu be⸗ 


Potenz auf ſich laden wollte. 


Redner tadelt dieſe | antworten. 


Wenn große Ausgaben für Zollein- 


Haft und ſagt, daß es deshalb dem Bundesrath richtungen c. nach der Neuerung an uns heran- 


auch nützlich und vortheilhaft ſei. 


patriotiſch, denn wenn die Regierung unfreundlich 
gegen einen deutſchen Bundesgenoſſen verfährt, dann 
jet es Pflicht des preußiſchen Landtages, ſeine Bun- 
desfreundlichkeit hier zu konſtatiren. 
Finanzminiſter Bitter: 
pellation des Abg. Virchow habe ich im Anſchluſſe 
an die darin geſtellten Fragen im Namen der 
Staatsregierung folgende Antwort zu geben. Zu 
Nr. 1: Es haben forgfältige Erwägungen darüber 
ſtattgefunden, ob die aus dem Zollanſchluſſe Alto- 
nas zu erwartenden Vortheile durch wirthſchaft⸗ 
liche Nachtheile überwogen werden. Aber ſelbſt 
wenn dieſe Erwägungen, was nicht der Fall gewe⸗ 
ſen iſt, gewiſſe Nachtheile für Altona hätten zu 
Tage treten laſſen, würde doch durch Artikel 33 
der Reichsverfaſſung für uns das Recht und für 
das Reich die Pflicht erwachſen ſein, den Eintritt 
Altonas in die Zollgemeinſchaft des deutſchen Reichs 
herbeizuführen. Es handelt ſich hier um die Aus⸗ 


faſſung zu überwachen hat. Zu Nr. 2: Es ſind 


werden müſſen, aufteſtellt worden. Die eigen 
lichen Koſtenanſchläge können erſt auf Grund der 
Ermittelungen zuſammengeſtellt werden. 


dem Reichstage vorgelegt werden. 


den. Zu Nr. 3: Die Regierung hat ihr Ver⸗ 
fahren in dieſer Angelegenheit den Verhandlungen 
im Reichstage gegenüber hier nicht zu rechtfertigen 
und lehnt jede Erklärung in dieſer Richtung ab. 
Auch diejenigen Rückſichten, welche auf die verbün⸗ 
deten Regierungen zu nehmen, find nicht im Abge- 
ordnetenhauſe zu verhandeln, auch nicht auf dem 
diplomatiſchen Wege nach der früheren Prag⸗ 
matik des deutſchen Bundes, ſondern werden 
verfaſſungsmäßig innerhalb des Bundesrathes zur 
Entſcheidung gebracht und erledigt. (Beifall 
rechts.) 

Auf Antrag des Abg. E. Richter wird 
in eine Beſprechung der Interpellation einge⸗ 
treten. 

Das Wort dazu erhält zunächſt 

Abg. Irhr. v. Minnigerode: Ich will 
nach beſchloſſener Beſprechung der Interpellation 
auf den ſachlichen Inhalt eingehen, damit es nicht 
heiße, ich und meine Fraktion verſteckten ſich hinter 
formellen Einwendungen, weil ſie ſachliche nicht 
hätten. Man fühlt ſich plötzlich auf jener (der 
linken) Seite gedrungen, einen lebhaften Appell an 
das Haus gegenüber der Regierung zu machen. 
Zunächſt möchte ich mich zu Nr. 3 wenden. Die⸗ 
ſelbe erregt mein lebhaftes Bedenken in Bezug auf 
die Kompetenz der Frageſtellung von Seiten dieſes 
Hauſes. Die Form dieſer Frageſtellung könnte 
höchſtens gerechtfertigt erſcheinen bei einem Stadt⸗ 
verordneten (Heiterkeit), der feinen Bürgermeiſter, 
den er ja ſalarirt, wegen irgend einer Handlung 
interpellirt. Gegenüber der Staatsregierung muß 
ich gegen eine ſolche Interpellation energiſch pro⸗ 
teſtiren. Ich halte es für bedenklich, die Stellung 
der Staatsregierung gegenüber dem Bundesrath in 
dieſer Weiſe zu kritiſtiren. Die Miniſter find als 
Bundesraths⸗Mitglieder völlig ſelbſtſtändig und un⸗ 
abhängig von ihrer preußiſchen Minifterftellung. 
Ich komme zu Nr. 1. Will man denn wirklich 
auf dieſe Frage eine ausführliche Antwort haben ? 
Das iſt doch vor der Hand unmöglich. Man kann 
böchſtens annähernde Angaben machen und erempli- 
falten. Wir haben ein Beiſpiel an Ottenſen, wel⸗ 
ches in den 20 Jahren, ſeitdem es zum Zollverein 
gehört, zu hoher Blüthe gelangt iſt, und das ohne 
alle größeren Einrichtungen, als Quais, Entrepots 
und Eiſenbahnen, nur begünſtigt durch ſeine geo⸗ 
graphiſche Lage. Es liegt alſo die Vermuthung 


unmöglich geweſen, die von Hamburg beantragte 
Enquete anzuſtellen, um vor aller Welt nachweiſen 
zu können, daß das, was die Regierung wollte, 
Von mancher 
Seite möge das Vorgehen der Interpellanten als 
unpatriotiſch bezeichnet werden; er halte daſſelbe für 


Auf die Inter⸗ 


führung der deutſchen Reichsverfaſſung, welche der 
König als Kaiſer laut Artikel 17 der Reichsver⸗ 


bis jetzt nur überſchlägliche Berechnungen über die⸗ 
jenigen Koſten, welche z ck der Durchführung 
und Sicherſtellung der Zolllinie würden e 


Auch die 
Berechnungen ſollen dem Bundesrath und demnächſt 
Wegen der er⸗ 
forderlichen Geldmittel wird demnächſt nach den be⸗ 
treffenden geſetzlichen Beſtimmungen verfahren wer⸗ 


triten, ſo müſſen wir dieſe ſelbſtverſtändlich tragen, 
ebenſo wie die Matrikularbeiträge. Etwas anderes 
iſt es mit Eiſenbahn⸗Vorlagen, über die wir ja 
immer noch freie Hand haben. Bei der großen 
Bedeutung, welche der Frage auf jener Seite bei⸗ 
gelegt wird, möchte ich noch auf zwei materielle 
Selten der Angelegenheit eingehen: Wie war der 
Zuſtand bisher und wie wird er in der Zukunft 
jein® Hamburg hatte die ganze Unterelbe auf 24 
Meilen in ſeinen Zollbereich eingezogen, mit ihr 
bedeutende Städte, z. B. Wandsbeck; es war da⸗ 
ber nicht möglich, etwa von Holſtein nach Hannover 
Waaren zu ſpediren, ohne die Zollgrenze zu über- 
ſchreiten. Man konnte alſo nicht direkt ſpediren, 
ſondern mußte erſt die betreffende Zollſtelle aufſuchen 
und dann zweimal die Zollformalltäten erfüllen. 
In dem Zeitverluſt, der dadurch entſteht, liegt ein 
großer wirthſchaftlicher Nachtheil Der Lokalver⸗ 
kehr auf der Unterelbe wird durch etwa 4000 
Schiffe, nicht Kähne, vermittelt, die alſo nur immer 
von einem Ufer zum anderen fahren, er iſt alſo 
kein kleiner und der Nachtheil durch die Zoll⸗ 
pladereien nicht zu unterſchätzen. Durch Beſeiti⸗ 
gung dieſer Formalität müßte ſich nothwendig der 
Verkehr heben. Was will man nun vom Bundes- 
rath? Hamburg fol durchaus nicht berührt wer- 


age: Mn Said e 


genommen werden, ohne Zeitverluſt zu verurſachen. 
— Innerhalb des Bundesrathes war auch nicht 
eine Stimme, ſelbſt nicht die Hamburgs, die dafür 
geſtimmt hätte, daß dieſe Angelegenheit nicht allein 
durch den Bundesrath endgiltig zur Löſung ger 
bracht werden müßte, und nun kommen Sie mit 
Ihrer Interpellation. Ste haben ſich nach meiner 
Meinung ein ungünſtiges Schlachtfeld gewählt, aber 
aus Ihrem ganz freien Willen, ohne jede Veran- 
laſſung. Gerade die Fortſchrittspartet kann doch 
für Hamburg kein beſonderes Intereſſe entwickeln, 
das ſich in den Händen der Sozlaldemokraten befindet. 
(Abg. Richter: das it Schuld der Regierung!) 
Warum haben Sie die Frage aufgeworfen? — es 
iſt verlorene Liebes mühe.“ 


Abg. E. Richter: Der Herr Miniſter hat 
uns eine Antwort gegeben, die nach unſerer Auf- 
faſſung keine Antwort iſt. Er hätte dieſe Erklä⸗ 
rung ebenſogut verleſen können ohne die Frage 
Virchow's. Aus dem Verleſenen geht zu deutlich 
der Reichskanzlerſtil hervor. (Heiterkeit) Solche 
Mittheilungen kann Jeder machen, der überhaupt 
leſen kann. Außerdem waren dieſe Erklärungen, 
die unter Zuſtimmung der Rechten getzeben wurden, 
nicht einmal wahrheitsgemäß. (Unruhe.) Wenn 
wir unſere Stellung der Regierung gegenüber nicht 
genau feſthalten, ſo werden wir ſchließlich in ein 
ganz ſubalternes Verhältniß gedrängt. Bei anderen 
Interpellationen wurden wir im Reichstage vom 
Reichskanzler abgewieſen, und hier beruft man ſich 
nun auf den Bundesrath, daß der die Sache ſchon 
verhandelt habe, die uns alſo nichts mehr anginge. 
Gerade wie die Interpellation Virchow dem Reichs⸗ 
kanzler eben zugegangen war, wurde der Bundes- 
rath eiligſt zuſammenberufen, jo eilig, daß die Mit- 
glieder nicht einmal die Hamburger Denkſchrift 
durchleſen konnten. Ich bin feſt überzeugt, daß, 
wenn nun wieder ein Antrag auf Ausſchließung 
Altonas eingebracht würde, die Bundes raths⸗Mit⸗ 
glieder viel lieber zuſtimmen würden. Wenn der 
Reichskanzler ſagt, er habe das Intereſſe Preußens 
im Bundesrathe wahrzunehmen, fo ſage ich, daß ich 
auch hier im Haufe das Intereſſe Preußens wahr- 
zunehmen habe und mich gegen eine möglicherweiſe 
ſchädliche Erwerbung wahre. Die Altonaer Frage 
iſt mindeſtens ebenſo wichtig, wie die der Unter⸗ 
Elbe, und wird nicht, wie der Abg. von Minni- 
gerode ſagt, in dekorativer Weiſe von uns behan⸗ 
delt. Hamburg hat kein Intereſſe, gegen die Ein- 
verleibung Altonas zu ſein. Es will erſt an dem 
Körper Altonas ſehen, wie ſich eint Einverleibung 


verarbeitet würde. 
einen ähnlichen Verſuch gemacht, der Vortheil iſt zu 


macht, und dann einen Vergleich mit ſeinem eigenen 
anſtellen. In Altona hatte ſich aus dem Induſtrie⸗ 


Verein heraus eine kleine Deputation nach Berlin 
begeben, um der Einverleibung zuzuſtimmen, ſie 
wurde glänzend aufgenommen, und es wurden ihr 
alle möglichen Aufflärungen gemacht. Später kam 
eine Deputation mit einer Adreſſe von 10,000 Un- 
terſchriften, die dagegen agitiren wollte. Allein fie 
fand gar keine Aufnahme, am meiſten hat ſich noch 
Herr von Puttkamer mit ihr abgegeben. (Heiter 
keit.) Der Reichskanzler war krank und ließ durch 
Herrn Tiedemann herausſagen: „Die Altonaer wol- 
len alſo Vorſtädter von Hamburg bleiben?“ Al- 
tona wird durch die Einverleibung ſchwer geſchä⸗ 
digt. Wie früher die Leute aus Ottenſen nach 
Altona kamen, um Nahrungsmittel einzukaufen, ſo 
werden jetzt dir Altonaer nach Hamburg gehen müj- 
ſen. Auch die kleinen Zollvergünſtigungen für 
Handpackete und dergleichen ſollten hier nicht ſtatt⸗ 
finden. Ein großer Schaden iſt ſpeziell der Ber- 
luft des Tranſits. Der ruſſiſche Sprit wird jetzt 
uicht mehr in Altona verarbeitet werden können; 
und das war ja immer der Schmerz der Herren 
von der Rechten, daß dort kein deutſcher Sprit 
Mit Geeſtemünde hat man 


Gunſten Bremerhavens ausgefallen. Mit Dttenfen 
kann man Altona nicht vergleichen, da Ottenſen 
Binnenſtadt ff. Ottenſen blüht nicht, denn aus 
Ottenſen wandern jetzt alle Cigarrenarbeiter aus, 
vom Tabakszoll vertrieben. Auch Altona hat Furcht 
vor dieſem Erfolge. Die erſte Altonaer Deputation 
hat bedeutende Verſprechungen auf Eiſenbahnbauten 


u. ſ. w. mitgebracht — wie ſteht es nun damit? 


wenn nun auch Hamburg in den Zollverein tritt? 
Dann find ja alle Vortheile wiederum nichtig. — 
Das ſcheint auch den Reichskanzler Anfangs ver- 
dutzt zu haben; darauf aber hat er gemeint: „Nun, 
die kommen ja nicht gleich, die kommen erſt nach 7 
bis 10 Jahren; bis dahin habt ihr Altonaer einen 
bedeutenden Vorſprung!“ Hier tritt ſo recht das 
Widerſpruchsvolle der ganzen Taktik des Diploma- 
tietreibens mit Verkehrs-Verhältniſſen hervor. — 
Die Zollgrenze auf der Elbe ſoll nun mit Rückſicht 
auf den Flußverkehr gegenüber dem Seeverkehr ver⸗ 
legt werden. Aber der Seeverfehr war immer frei 
ſeit 1820, das letzte Hinderniß, der Stader Zoll, 
iſt längſt aufgehoben, jetzt ſoll alſo der Seeverkehr 
zu Gunſten des F ußverkehrs der Zollreviſton unter- 
worfen werden. Wie iſt aber deren Verhältniß ? 
Der Seeverkehr bringt jährlich 72 Millionen Cent- 
ner Güter im Werthe von über 1500 Millionen 
Mark, der Flußverkehr nur 10 Millionen im 
Werthe von 25 Millionen, alſo einen weit geringe- 
ren Antheil. Aber auch für den Flußverkehr iſt die 
Zollfreiheit durchaus nothwendig, wie Redner des 
Näheren nachweiſt, namentlich in Bezug auf den 
Segel- und Dampfſchiffsverkehr zwiſchen Hamburg 
und preußiſchen Häfen. Date: joll ja auch trotz 
alledem die Zollreviſion an den Ufern zum Theil 
des Schmuggels wegen beibehalten werden. Die 
ganze Frage der Einverleibung der Unterelbe in den 
Zollverein iſt eine Frage der Zollkontrolle; als 
ſolche ſieht fie aber der Finanzminiſter nicht an. 
Die Freihafenfrage iſt für uns keine Parteifrage, 
aber die neue Zollgeſetzgebung hat die arge Kompli- 
kation herbeigeführt, unter der wir jetzt alle leiden. 
Nicht einmal Zeit hat man den Bundes raths-Mit⸗ 
gliedern gelaſſen, die Vorſtellung des Hamburger 
Senats auch nur zu leſen! Solches Benehmen mag 
diplomatiſch ſehr gefallen im Verkehr mit wilden 
Völkerſchaften, paßt ſich aber nicht für einen Bun⸗ 
desſtaat gegen den andern, für die Großmacht 
Preußen gegen das kleine Hamburg! (Große Un- 
ruhe und Lärm rechts.) Das Anſehen Preußens 
iſt dadurch nicht gefördert worden. (Erneuter 
Lärm.) Die Hamburger ſind zwar Republikaner, 
aber ſolche, die an kaiſerlicher Geſinnung allen ein 
Vorbild ſein können! Das Einzige, was man den 
Hamburgern vorwerfen könnte, iſt der Perſonen⸗ 
kultus, den ſie ſo lange mit dem Fürſten Bismarck 
getrieben haben! (Lärm rechts, Rufe: Zur Sache!) 
Und wie iſt der Reichskanzler dem Reichstage ſelbſt 
entgegengetreten! (Unterbrechung rechts.) Meine 


Herren, das Anſehen des Reichstags kann uns 
nicht gleichgiltig ſein; das Anſehen der Volksver⸗ 
tretung iſt unſer eigenes Anſehen! Kaum hat der 
Reichstag die Elbſchifffahrtsakte materiell abgelehnt, 
ſo wird mit einer Haſt ohne Gleichen die Einver⸗ 
leibung der Unterelbe betrieben! Das Verfahren if 
rückſichtslos gegen den Bundesſtaat, rückſichtslos 
gegen den Nachbarſtaat Oeſterreich, rückſichtslos 
gegen die Volksvertretung! (Unruhe rechts.) Durch 
ſolche Politik bringt ſich ſchließlich der Reichskanzler 
um den letzten Anhänger! (Lachen rechts.) Ja 
wohl, meine Herren, er nimmt eine Unfehlbarkeit 
in Anſpruch, wie ſie die katholiſche Kirche niemals 
fo weitgehend verlangte. (Große Heiterkeit.) Der 
Handel erträgt eine ſolche fortdauernde Beunruhi⸗ 
gung nicht, er erträgt es nicht auf die Dauer, 
wenn kein Gewerbe einigermaßen ſicher iſt, mit 
Ausnahme das der Branntweinbrenner! (Heiterkeit 
links, ſtürmiſche Unterbrechung rechts; Rufe: zur 
Sache!) Wären die Herren auf der Rechten jo 
konſervativ, wie ihr Name bedeutet, ſo würden fie 
den Reichskanzler auf dieſer abſchüſſigen Bahn zu⸗ 
rückzuhalten ſuchen, die in ihren letzten Konſequenzen 
Handel und Verkehr gänzlich zerſtört! (Lebhafter 
Beifall links, Ziſchen rechts.) 

Abg. Windthorſt if der Meinung, daß 
eine Volksvertretung Angelegenheiten dieſer Art nicht 
auregen ſollte, wenn ſie nicht die Mittel beſitzt, 
ihren Anſchauungen Geltung zu verſchaffen. (Abg. 
Birchow ruft: Wie ſoll fie denn das machen 7) 
Ja, verehrter Kollege Virchow, ich habe viele Wünſche 
und muß fie doch unterdrücken (Heiterkeit), weil ich 
fie nicht realiſiren kann und jo muß auch die Lan⸗ 
desvertretung denken. Ich bin nicht inſtruirt genug, 
um ein Urtheil darüber zu haben, inwieweit es 
zweckmäßig if, daß Altona in die Zolllinte einge⸗ 
ſchloſſen werde. So lange wir keine Vorlage ha⸗ 
ben, fo lange wage ich auch nicht, ein Urthell dar⸗ 
über abzugeben. Wir werden in die Lage kommen, 
Koſten zu bewilligen, dann werde ich die Herren 
gern unterſtützen, daß wir das nöthige Material 
bekommen, und ſollte ich mich davon überzeugen, 
daß der Auſchluß Altona's an den Zollverein nicht 
zweckmäßig iſt, dann werde ich die Frage erwägen, 
ob und wieweit wir berechtigt find, die geforderten 
Koſten abzulehnen. Für mich iſt der Zollanſchluß 
Altona's zur Zeit eine offene Frage. Was die 
Freihafenſtellung Hamburgs anlangt, jo bin ich der 
Anſicht, daß, ſo lange Hamburg ſelbſt nicht Ver⸗ 
anlaſſung nimmt, ſeinen Eintritt in den Zollverein 
zu erklären, wir kein Recht haben, weder direkt noch 
indirekt auf Hamburg in dieſer Richtung einzuwir⸗ 
ten. Ich nehme dieſes Recht für Hamburg nicht 
in Anſpruch, weil es eine Republik iſt, ſondern weil 
ich dafür halte, daß das Wohlbefinden Deutſch⸗ 
lands davon abhängt, daß jeder Staat in Deutſch⸗ 
land die volle Ueberzeugung hat, daß die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit, die die Verfafſung ihm garantirt, unan- 
taſtbar iſt. (Beifall) Die Beunruhigung, die wir 
in Deutſchland haben, liegt darin, daß man immer 
und immer verſucht, den kleinen Reſt von Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der einzelnen Staaten einzuschränken. 
Redner erklärt ſich zum Schluß nochmals gegen die 
Interpellation, weil das Haus kein Mittel habe, 
derſelben Nachdruck zu verſchaffen. (Sehr richtig!) 

Abg. Warburg führt aus, daß ſich Al⸗ 
tona in der ſeltſamen Lage befinde, von Hamburg 
zu leben und an Preußen die Steuern zu bezahlen. 
In der hiſtoriſchen Entwickelung ſeien die Intereſſen 
Hamburg's und Altona's ſtets gemeinſam geweſen 
und ſeien es auch noch. Die Mehrzahl der Bür- 
serſchaft Altona's ſei auch jetzt gegen den Zoll⸗ 
anſchluß, namentlich auch die Handwerker, was 
Redner durch ein reichhaltiges Material unterſtützt. 
Es gehe daraus hervor, daß nur ca. 500 Ein- 
wohner durch den Zollanſchluß gewinnen, die an⸗ 
deren aber verlieren würden. Altona habe auch 
viele kommunale Ennrichtungen getroffen, die auf 
den bisherigen Zuſtänden baſtrt ſeien Altona ſei 

mit Hamburg ſtets in einem friedensnachbarlichen 
Verhältniſſe geweſen und habe letzteres Altona nie 
Konkurrenz gemacht, wohl aber umgekehrt. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und der Ge⸗ 
genſtand verlaſſen. 

II. Berlefung der Interpellation des Abg. 
FIrhrn. v. Huene: 

1) Welche Maßregeln hat die K. Staatsre⸗ 
glerung getroffen, um der Wiederkehr eines Noth⸗ 
ſtandes in Oberſchleſten vorzubeugen? 

2) Wie weit find ſpeziell die für die Noth⸗ 
ſtandsdiſtrikte in Ausſicht genommenen Eifenbahn- 
bauten vorbereitet? 

Abg. v. Huene ſpricht ſein Bedauern aus, 
daß die Regierung ſeither nicht in der Lage gewe⸗ 
fen, die in Ausſicht geftellten Geſetzesvorlagen zur 
Begegnung einer Wiederholung des Nothſtandes in 
Oberſchleſten einzubringen. Wenn auch der aku'e 
Nothſtand beſeitigt ſet, jo ſei doch eine Unterſtützung, 
wie fie im vorigen Winter gewährt ſei, nicht auf 
die Dauer möglich, ſondern man müſſe durch allge: 
meine Landesmelioratlonen dahin ſtreben, die Land⸗ 
wirthſchaft in den Stand zu ſetzen, den Landestheil 
ernähren zu können. Was die Bahnprojekte, wle 
fe jept verlautbaren, betreffe, jo vermiſſe er bel 
einigen die genügende Leiſtungs fähigkeit. Redner 
bofft, daß die Regierung eine befriedigende Antwort 
geben werde. 

Finanzmintſter Bitter erklärte, nur die erſte 
Frage Huene's beantworten zu können, die Beantwor⸗ 
tung der zweiten Frage habe der Herr Bautenmi⸗ 
niſter übernommen. Was den erſten Punkt betrifft 
(Vermeidung des Nothſtandes in Oberſchleſien), jo 
hat die Regierung im Bewußtſein der großen Wich⸗ 
tigkeit der Frage und des allgemeinen Landesinter⸗ 
eſſes, das hier in Frage ſteht, es für nöthig ge- 
halten, einen beſonderen Miniſtertal⸗Kommiſſar zu 
ernennen, der ſeine Inſtruktionen aus der Gentral- 
Juſtanz erhält und der die Aufgabe hat, alle Ber- 


haͤltniſſe zu prüfen und namentlich, welche Maß⸗ 
nahmen nöthig fein werden, um die Lage der Noth⸗ 
ſtandskreiſe dauernd zu verbeſſern und die Koſten 
zu berechnen, welche nothwendig find, um helfend 
mit einzutreten. Die Arbeiten ſind ſeit Anfang 
April im Gange und wir haben die Hoffnung, daß 
ſie ſo weit gefördert werden, daß ſie bis zum Wie⸗ 
derzuſammentritt des Landtages zum Abſchluß ge⸗ 
langen werden, um die Genehmigung deſſelben zur 
Ausführung herbeizuführen. Im Einzelnen hat der 
Kommiſſar die Aufgabe, die nothleidenden Kreiſe 
genau zu bezeichnen, in welchen behufs Meltoratio⸗ 
nen die Drainage ausführbar if. Ich bin nicht 
in der Lage, bereits die Unterſuchungs⸗Reſultale 
vorzulegen, aber wir hoffen mit Beſtimmtheit, daß 
gerade dieſe Frage eine befriedigende Löfung fin- 
den wird. 

Bautenminiſter Maybach: An die Beanr- 
wortung der zweiten Frage müſſe er mit einer ge⸗ 
wiſſen Reſerve gehen. Es liege das in der Natur 
der Sache, weil dort keine Staats-, ſondern nur 
Geſellſchaftsbahnen vorhanden find. Der Staat 
könne die kleinen Strecken nicht ſelbſt ausbauen, 
ſondern müſſe ſich dieſerhalb an die Geſellſchaften 
wenden, welche ſie übernehmen. Mit Rückſicht dar⸗ 
auf, daß die Verhandlungen über die Modalitäten 
der Ausführung noch im Gange feien, könne er an 
die Beantwortung der geſtellten Frage nur mit 
Vorſicht herantreten. Es ſet zunächſt ein Projekt 
zum Bau einer Bahn von Oppeln nach Neiſſe, 
mit einer Abzweigung nach Grottkau in Aus icht 
genommen. Er halte dieſe Linie für eine ſehr 
nützliche, obgleich ſie eigentlich als eine Nothſtands⸗ 
bahn nicht bezeichnet werden könne. Die Ober⸗ 
ſchleſiſche Bahnverwaltung habe ſich bereit erflärt, 
ſie für eigene Rechnung auszubauen unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß der Grund und Boden unentgelt⸗ 
lich hergegeben und 60,000 M. a fonds perdu 
auf 8 Jahre bewilligt werden. Der Miniſter hofft, 
daß es gelingen werde, zu einer Verſtänd igung zu 
kommen, daß der Staat finanziell nicht in An- 
ſpruch genommen werden wird. Wichtiger ſei das 
Bahnprojekt Roſenberg⸗Lublinitz, wegen deſſen Aus⸗ 
führung mit der Rechten Oderuferbahn Verhand- 
lungen angeknüpft ſeien. Wegen Gewährung einer 
Subvention werden die mit dem Finanzminiſter ein- 
geleiteten Verhandlungen vorausſichtlich zu einem 
günſtigen Abſchluß führen. Hauptbedingung fei die 
Wahl der Linie ſelbſt. Die Subvention werde 
nur dann gewährt werden, wenn der Zweck der 
Bahn, nämlich die Landesmelloration in den Krei⸗ 
ſen Rybnick-Pleß, damit erreicht wird. Die Ober- 
ſchleſiſche Bahn habe ſich bereit erklärt, die Bahn 
von Rybnick nach Breslau zu bauen. Indeß 
glaube er nicht, daß damit die Aufgabe gelöſt wird. 
Es handle ſich darum, die Quellen des Nothſtandes 
jenes Landestheiles dauernd zu verſtopfen; er werde 
alſo den nördlichen Theil des Kreiſes Rybnick durch 
Anſchluß des dortigen Kohlenbeckens an die Kaifer 
Ferdinand⸗Nordbahn und die Kaſchau- Oderberger 
Bahn in das Eiſenbahnnetz hineingezogen würde. 
Dieſes Projekt unterliege der eingehendſten Prü⸗ 
fung. Der Miniſter hofft, daß dem Landtage ſchon 
in der nächſten Seſſion die betreffende Vorlage 
wird zugehen können. 

Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 

III. Interpellation des Abg. v. Schorle 
mer-Alſt: Hat die Staatsregierung Ermitte⸗ 
lungen darüber angeordnet oder wird ſolche anord⸗ 
nen, ob und in wieweit die ungünſtigen Witterungs⸗ 
Verhältniffe des Winters und Frühjahrs den Er- 
trag der Ernte in Frage ſtellen, um rechtzeitig, falls 
Nothſtände in einzelnen oder mehreren Landestheilen 
zu befürchten find, die Maßregeln zu deren Ab⸗ 
wendung treffen zu können? 

Abg. Freiherr v. Schorlemer-Alſt be 
gründet die Interpellation unter Hinweis auf die 
im Lande verbreiteten Befürchtungen hinſichtlich des 
Ausfalles der diesjährigen Ernte. Die beſtehenden 
Befürchtungen könnten nur durch amtliche Erhebun- 
gen richtig geſtellt werden. Wirklich vorhandener 
Gefahr könne nur durch Beſchaffung guten Saat⸗ 
gutes vorgebeugt werden. Auch ſei es zu wün⸗ 
ſchen, daß in den bedrohten Gegenden keine Ma⸗ 
növer abgehalten werden und daß die Söhne der 
Wirthe vom Militärdienſte befreit werden. 


Miniſter der landwirthſchaftlichen Angelegen ⸗ 
heiten Dr. Luctue: Die Staatsregierung hat 
Ermittelungen angeordnet, kann jedoch erſchöpfende 
Auskunft voch nicht geben, da es noch an einer 
Organiſation der landwirthſchaftlichen Statiſtik man⸗ 
gelt. Es ſind nun von den landwirthſchaftlichen 
Centralvereinen Berichte über die Ernteausſichten er⸗ 
beten, auch find die Quartalsberichte der Bezirks⸗ 
regierungen zu erwarten. Was ich heute ſchon 
ſagen kann, iſt, daß für Weizen, Sommerfrüchte 
und Kartoffeln die Ernteausſſchten nicht ungünſtig 
ſind. Dagegen ſteht Roggen ſchlecht in Poſen, 
Brandenburg und Weſtpreußen, ſtrichweiſe auch in 
Pommern und Schleſten. Die übrigen Provinzen 
haben nicht gelitten. Ich kann alſo die Ernteaus⸗ 
ſichten nicht für ſo ſchlecht halten, wie ſie nament⸗ 
lich auch in der Preſſe genannt ſind. Auch die 
Preisfteigerung iſt nicht fo ungewöhnlich, wie man 
behauptet, fie iſt es blos im Vergleich zu den bei⸗ 
den letzten Jahren; ſie kann aber auch nicht aus 
einem Mangel an Borräthen hergeleitet werden, da 
der Import der letzten Jahre ein durchaus gleich⸗ 
mäßiger war. Um etwaigen Nothſtänden zu be⸗ 
gegnen, muß die Regierung in jedem Jahre geeig⸗ 
nete Maßnahmen ins Auge faſſen und hat es auch 
jetzt für partielle Nothſtände gethan. Ich halte es 
aber für bedenklich und nicht für gerechtfertigt, ſchon 
jetzt einen allgemeinen Nothſtand zu proklamiren 
(Sehr richtig! rechts), da dadurch Muthloſigkelt im 
Lande verbreitet würde. Die Regierung darf ihre 
Hilfe nicht aufdrängen, iſt aber vorbereitet, ſolche 
zu gewähren, falls ſich die Hoffnungen auf einen 


günſtigen Ausfall der Ernte nicht verwirklichen, und 
wird dann mit geeigneten Anträgen an den Land- 
tag herantreten. 

Auf den Antrag des Abg. Richter (Ber- 
lin) wird in die Beſprechung der Interpellation ein⸗ 
getreten. 

Abg. Richter (Berlin) ſpricht ſich in län⸗ 
gerer Rede gegen die Wirthſchaftspolitik des Reichs⸗ 
kanzlers aus. Es fei bezeichnend für dieſe Politik, 
daß in dem erſten Jahre feit dem Beſtehen des 
neuen Zolltarifs die Arbeitslöhne allgemein zurück⸗ 
gegangen, die Preiſe der Nahrungsmittel aber eine 
unerſchwingliche Höhe erreicht haben. Dieſe 
Wirthſchaftspolitik habe allein die gegenwärtige 
Nothlage verſchuldet. Die Spekulation, welcht 
ſonſt die Preiſe nivellire, fet durch den Getreldezoll 
gelähmt. Die Kartoffeln feien ſchlechtes Surrogat 
für das Getreide, Vertheuerung der Lebens⸗ 
5 05 und Auswanderung ſei die Folge der jetzigen 

olitik. 

Abg. Dr. b. Heydebrand glaubt, daß 
der Abg. Richter hätte zu dem Schluß kommen 
müſſen, die Getreidezölle für den kleinen Grundbe⸗ 
ſizer zu vertheldigen. (Sehr richtig! rechts.) Uebri⸗ 
gens halte er (Redner) das Abgeordnetenhaus nicht 
für kompetent in dieſer Frage, ſondern den Reichs⸗ 
tag. Die Spekulation fit nicht, wie Herr Richter 
meint, gelähmt worden, ſie ſei nur auf das richtige 
Maß beſchränkt, und inſofern haben die Getreide⸗ 
zälle auch hier ihren Zweck erreicht. Wenn es eine 
Provinz gebe, welche dem Reichskanzler dankbar ſein 
könne für die neue Zollpolitik, fo jet es die Pro- 
vinz Schlefien, welche vermöge ihrer Lage der Kon⸗ 
kurrenz des Auslandes beſonders ausgeſetzt ſel. Es 
ſei allerdings nicht zu verkennen, daß Schleſten durch 
den Froſt erheblich geſchädigt jet, weniger aber die 
Konſumenten als die Produzenten. Die Landwirthe 
verdienten darum ganz beſondere Berückſichtigung. 
Er bitte deshalb den Herrn Landwirthſchaftsmini⸗ 
ſter, in Bezug auf das Strohmatertal billige Nach- 
ſicht zu üben und Abhülfe zu ſchaffen. Auch er 
freue ſich, daß ibm die Interpellation Gelegenheit 
gebe, in Bezutz auf die Getreidezölle eine Erklärung 
vor dem Lande abgeben zu können. Er jei davon 
durchdrungen, daß die weitaus größte Majorität 
des deutſchen Vaterlandes die Zollpolitik des Für⸗ 
ſten Bismarck billigt und den lebhaften Wunſch 
habe, daß es dem Fürſten Bismarck vergönnt fein 
möge, mit ſeinem ſtarken Arm und ſeinem klaren 
Blick das Werk zu beendigen, welches er trotz aller 
Anfeindungen zum Wohl und Segen feines Vater ⸗ 
landes begonnen hat. (Lebhafter Beifall rechts, 
Ziſchen links.) 

Damit ſchließt die Diskuſſion. 

Das Geſetz zur Abänderung und Ergänzung 
des Geſetzes betreffend die Verfaſſung der Verwal- 
tungsgerichte uns das Verwaltungsſtreitverfahren 
vom 3. Juli 1875 und Einführung deſſelben in 
dem geſammten Umfang der Monarchte wird in 
der vom Herrenhauſe beſchloſſenen abgeänderten Faſ⸗ 
fung auf Antrag des Abg. Miquel en bloc ange- 
nommen. pp ee * 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 12 Uhr. 

Tagesordnung: Dritte Leſung der kirchenpoli⸗ 
tiſchen Vorlage. 

Schluß 4, Ubr. 


Deutſchland. 

Berlin, 25. Junt. Die „Nordd. Allg. Ztg.“ 
ſchreibt: 

Verſchiedene Blätter bringen die Nachricht, 
„der Reichskanzler ſuche gegenwärtig bis zur dritten 
Leſung der Kirchenvorlage noch einen Kompromiß 
herbeizuführen. Er habe deshalb die Führer der 
konſervativen und nationalliberalen Fraktionen zu 
ſich entboten, um eine Einigung zwiſchen den ent⸗ 
gegengeſetzten Standpunkten derſelben anzubahnen, 
damit das Geſetz in irgend einer Form zur An- 
nahme komme“ 

Dieſe Nachricht iſt das Gegentheil des wirk⸗ 
lichen Herganges. Der Reichskanzler hat durchaus 
keinen Verſuch gemacht, einen Kompromiß herbeizu⸗ 
führen, und die Beſprechungen, welche er in den 
jüngſten Tagen mit Führern der konſervativen und 
natlonalllberalen Fraktionen gehabt hat, haben nur 
dazu gedient und haben keinen anderen Zweck ge⸗ 
habt als den, befreundeten Abgeordneten die Gründe 
darzulegen, welche es der Regierung unmöglich 1275 
machen, an einem Kompromiß mitzuwirken, fie viel- 1 > 
mehr in die Nothwendigkeit fan an der vom eiten U. Familienfeſten, für Ber 
gg beſchloſſenen und von Sr. Ma- ammlungen, Vereins ⸗ Vergnü⸗ 
jeſtät dem Könige fanktionirten Vorlage feſtzuhalten, R 1 
weil dieſelbe das Maaß der Konzeſſtonen darſtellt, gungen And Dilkttautenkreiſe. 
welche dle Regierung glaubt ohne Schaden für den Eil vorzügliches Pianino ſteht zur 


Staat den katholiſchen Unterthanen des Königs Benutzung bereit. 


können. Es iſt nicht ten, d 1 1 
SC Megan in dr beten Kean den eee Se, Diners, Tejenners 1 
Soupers elle jowost in Bellevue, wie im 


Standpunkt einnehme als bisher; jedenfalls iſt 
die Nachricht unrichtig, daß der Reichskanzler für alten Na thskeller und in den 
Rathsſälen zu jeder Zeit ohne Vorherbe⸗ 


die Herbeiführung eines Kompromiſſes auf der Baſis 
telung Ulle Wünſchen entsprechend 


irgend welcher Abminderungen jener Konzeſſlonen 
her und biete Darin jeder Konkurrenz die Spitze. Auf 


thätig ſei. 
Die fortſchrittlichen Blätter, wie gewöhnlich 
meine guten eine nach. beſonders auf⸗ 
merkſam, indem durch Baareinkäufe in den Stand ge⸗ 


hierin Bundesgenoſſen des Centrums, ſind auch heute 
ſebt bin, für Vorzügliche Qualtät enen 


bemüht, dem Centrum die Ablehnung der Reglerungs⸗ 
vorlage zu erleichtern, ſie ſuchen der verbündeten 

civilen Preis zu berechnen. Die Lokalmiethe 
r die Säle ift fo billig geſtellt, daß mir von ver⸗ 


Oppoſitionsfraktion dieſen Dienſt dadurch zu leiſten, 
chiedenen Vereinen dafür und für die Preiswürdigkeit 


daß fie die Unwahrheit verbreiten, als ob die Re- 
gierung auf Art. 4 verzichte. Sie ſuchen da⸗ 

und Vorzüglichkeit der Speiſen und Getränke warme 
Dankſchreibeu zugegangen find. 


durch dem Centrum einen Entſchuldigungsgrund für 
Biere jeder Art beziehe nach wie vor aus den 


die Jortſetzung des Kampfes zu ſuppedtren, denn 
die Fortſchrittspartei bedarf des kämpfenden Cen⸗ 

reuommirteſten Brauereien und fen 
dieſelben in bekannter Güte. 


trums an ihrer Seite. In dieſem Sinne werden 
A. Gutke. 


Vorlage fallen laſſen und dem Centrum die Auf 
gabe nicht erſparen, über den Geſammtinhalt dei 
Vorlage ſich entweder annehmend oder ablehnend 
vor dem Volke zu erklären. Ebenſo willkürlich ift 
die Erfindung, daß Fürſt von Bismarck Herrn von 
Rauchhaupt gegenüber den Verzicht auf Art. 4 er- 
klärt oder geleiſtet habe. Es iſt das eine tenden 
Nöſe Inſinuation, die von Herrn von Rauchhaupt 
ſicher nicht ausgeht. 8 

Die Staats miniſter haben noch heute Frei 
tag) in vertraulicher Beſprechung gegenſeitig 
darüber vergewiſſert, daß die Regierung an der kö⸗ 
niglichen Vorlage, jo wie fie eingebracht iſt, nach 
wie vor feſtzuhalten hat. Alle entgegengeſetzten Be⸗ 
hauptungen ſind im Dienſte der Centrums frattio 
erfunden | 


Provinzielles. 
Stettin, 26. Juni. f 

— Seit langer Zeit hatte unſer Publikum 
nicht Gelegenheit, hierſelbſt ein größeres Monſtre⸗ 
Konzert zu hören; um ſo mehr dürfte ſich das am 
Montage in Wolff's Garten ſtattfindende eines 
zahlreichen Beſuches zu erfreuen haben. Bei dem⸗ 
ſelben werden die vier hier in Garniſon ſtehenden 
Milttär-Kapellen unter Leitung ihrer Kapellmeister, 
der Herren Todten hagen, Reimer, Jan 
covius und Göttert, mitwirken und tft das 
Programm ſo reichhaltig und gewählt, daß ficher 
alle Mufikfreunde zufrieden geftellt werden dürften. 

— In der Nacht vom 30. April bis 1. Mat 
gerieth im Papenwaſſer der Dampfer „Waldeck“ 
mit einem Fiſcherboot in Kolliſton und ſank in 
Folge deſſen binnen wenigen Minuten. Der Füh⸗ 
rer des Fiſcherbootes, der Fiſcher Carl Fr. Wilh. 
Buh ß, ſoll die Kolliſton dadurch verſchuldet ha⸗ 
ben, daß er die in der Verordnung vom 23. De- 
zember 1871 vorgeſchriebenen Lichter nicht geführt 
habe und dem „Waldeck“ direkt in den Maſchinen⸗ 
raum gefahren ſet, wodurch letzterer derart beſchä⸗ 
digt wurde, daß der „Waldeck“ ſofort ſank. Die 
ſpätere Reparatur des „Waldeck“ verurſachte 1500 
Mark Koſten. Durch die Beweisaufnahme wurde 
Buhtz für ſchuldig befunden, durch Jahrläſſigkeit 
das Sinken des Dampfers verurſacht zu haben und 
zu 6 Monaten Gefängniß verurtheilt. 

Tribſets, 24. Juni. Der hieſige Bienen⸗ 
züchter⸗Verein, welcher geſtern verſammelt war, war 
von den meiſten Mitgliedern beſucht. Als einziger 
Punkt der Tagesordnung lag nur Rechnungslegung 
über den pekuntären Ausfall des Imkerfeſtes vor, 
welches vom Franzburg-Richtenberger Blenenzüchter⸗ 
verein in Gemeinſchaft mit dem hieſigen auf dem 
„Berghotel“ zu Richtenberg veranſtaltet war. Die 
Geſammteinnahme beziffert ſich auf etwa 270 Mk.; 
nach Abzug der Untoften kommen davon auf jeden 
Verein 81 Mark. Somit iſt den Vereinen für 
ihre Mühewaltung nicht nur die öffentliche Aner- 
kennung, ſondern auch ein baarer Vortheil zu Theil 
geworden. 


j Viehmarkt. 
Berlin, 25. Junt. Es ſtanden zum Ber⸗ 
kauf: 164 Rinder, 299 Schweine, 271 Kälber, 
802 Hammel. > 

Rindvieh war zwar in allen Qualitäten ver- 
treten, wurde jedoch, da noch viel lebende Vorräthe 
vorhanden, nur in einigen Exemplaren untergeord⸗ 
neter Waare zu Montagopreiſen gehandelt. 

Schweine, welche nur in geringerer Waare am 
Markt, wurden zwar geräumt, indeſſen nicht höher 
bezahlt als am jüngſten großen Markt. 

Ganz ſchlecht war das Geſchäft in Kälbern 
und Hammeln, erſtere wurden zwar bei Preiſen von 
40-50 Pf. vro 1 Pfund Schlachtgewicht aus⸗ 
verkauft, von letzteren blieb der größte Theil, da 
effektiv gar kein Bedarf vorhanden, Ueberſtand. 


f Haddssaal, 


Eingang vom Heumarkt, gegenüber der Börſe. 

Den im alten Rathhauſe befindlichen großen und 
kleinen Rathsſaal, ca. 200 Perſonen faſſend und 
komfortabel ausgeſtattet, empfehle dem geehrten Publi⸗ 
kum zur geſl. fleißigen Benutzung bei vorkommender 


Gelegenheit, insbeſondere zur Feier von och⸗ 


die Nachrichten verbreitet, daß der Miniſter von 
Puttkamer erklärt habe, die Regierung ſel nunmehr 
bereit, den Art. 4 der Kirchenvorlage fallen zu 
laſſen. Dies iſt unwahr; die Regierung iſt dazu 
nicht bereit; ſie wird freiwillig keinen Theil der 


